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bpb Bundeszentrale für politische Bildung
BSI Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik
BSI-KritisV Verordnung zur Bestimmung Kritischer Infrastrukturen nach dem BSI-Gesetz
CDU Christlich Demokratische Union
CEF „Connecting Europe Facility“/Fazilität „Connecting Europe“
CFIUS Committee on Foreign Investment in the United States
CO2 Kohlenstoffdioxid
CSU Christlich Soziale Union
DÖV Die Öffentliche Verwaltung
Drs. Drucksache
DVBl. Deutsches Verwaltungsblatt
EFTA European Freetrade Area
EnCV Energiecharta-Vertrag
EP Europäisches Parlament
ER EnergieRecht
ESMA European Securities and Markets Authority
ET Energiewirtschaftliche Tagesfragen
EU Europäische Union
EuGH Europäischer Gerichtshof
EUR Euro
EuR Zeitschrift Europarecht
EUV Vertrag über die Europäische Union
EuZW Europäische Zeitschrift für Wirtschaftsrecht
EVU Energieversorgungsunternehmen
EWG Europäische Wirtschaftsgemeinschaft
EWR Europäischer Wirtschaftsraum
FAS Frankfurter Allgemeine Sonntagszeitung
FAZ Frankfuter Allgemeine Zeitung



FDI Foreign Direct Investment
FNB Fernleitungsnetzbetreiber
GA Generalanwalt/Generalanwältin
GATS General Agreement on Terms and Trade
GmbHG Gesetz betreffend die Gesellschaften mit beschränkter Haftung
GOEP Geschäftsordnung des Europäischen Parlaments
GPFG Government Pension Fund Global
GWh Gigawattstunde
Hrsg. Herausgeber
i. d.F. in der Fassung
i. d.S. in diesem Sinne
I.F. im Folgenden
i.S.v. im Sinne von
i.W. im Wesentlichen
ICSID International Centre for Settlement of Investment Disputes
IHK Industrie- und Handelskammer
ISO Independent System Operator
IStR Internationales Steuerrecht
ITO Independent Transmission Operator
JENRL Journal of Energy & Natural Resources
JZ JuristenZeitung
KfW Kreditanstalt für Wiederaufbau
kV Kilovolt
KZV Konzeption Zivile Verteidigung
LNG Liquid Natural Gas
M.w.N. Mit weiteren Nachweisen
Mitt. Mitteilung
Mrd. Milliarde(n)
MW Megawatt
n.F. neue Fassung
NATO North Atlantic Treaty Organisation
NDC Nationally Determined Contributions
NVwZ Neue Zeitschrift für Verwaltungsrecht
OBOR One Belt One Road
OECD Organisation for Economic Co-operation and Development
R.L.R. Ritsumeikan Law Review
RdE Recht der Energiewirtschaft
RIW Recht der Internationalen Wirtschaft
Rn. Randnummer
Rspr. Rechtsprechung
SPD Sozialdemokratische Partei Deutschlands
SWP Stiftung Wissenschaft und Politik
TPA Third Party Access
UAbs. Unterabsatz
ÜNB Übertragungsnetzbetreiber
Urt. Urteil
V Volt
VNB Verteilnetzbetreiber
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VO Verordnung
WM Zeitschrift für Wirtschafts- und Bankenrecht
WuW Wirtschaft und Wettbewerb
ZHR Zeitschrift für das gesamte Handels- und Wirtschaftsrecht
ZIP Zeitschrift für Wirtschaftsrecht
ZUR Zeitschrift für Umweltrecht

Im Übrigen wird auf Kirchner, Abkürzungsverzeichnis der Rechtssprache verwiesen.
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A. Einleitung

I. Problemaufriss und Zielsetzung

„Wir sind keine naiven Freihändler“, rief der scheidende EU-Kommissionsprä-
sident Juncker den Abgeordneten des Europäischen Parlaments bei seiner „State of
the Union“-Rede 20171 zu und machte klar: „Wenn ein ausländisches Staatsunter-
nehmen die Absicht hat, einen europäischen Hafen, einen Teil unserer Energie-In-
frastruktur oder ein Unternehmen im Bereich der Verteidigungstechnologie zu
übernehmen, dann sollte dies in aller Transparenz sowie nach eingehender Prüfung
und Debatte geschehen. Es ist eine Frage der politischen Verantwortung, dass wir
wissen, was vor unserer eigenen Haustür passiert, sodass wir unsere kollektive Si-
cherheit schützen können, wenn es sein muss.“

Unter den von Juncker genannten Sektoren berührt insbesondere die sichere und
unterbrechungsfreie Versorgung mit Energie ein Grundinteresse jeder modernen
Gesellschaft. Speziell den entsprechenden Netzen kommt bei der Energieversorgung
eine besondere Rolle zu: Während heutzutage Erzeugungsanlagen zwar dezentral
produzieren und eine Anlage notfalls durch eine andere ersetzt werden kann, muss zu
jeder Zeit gewährleistet sein, dass die produzierte Energie dort ankommt, wo sie
gebraucht wird. Hierzu ist ein zuverlässiges und belastbares Leitungsnetz erfor-
derlich, das sich allerdings vor dem Hintergrund einer mehr und mehr aus erneu-
erbaren Quellen speisenden europäischen Energieversorgung neuen Herausforde-
rungen ausgesetzt sieht. Neben ihrer Kernaufgabe des Energietransports müssen die
Energienetze zunehmend auch für eine Flexibilisierung bzw. den Ausgleich wet-
terbedingter Schwankungen bei der Einspeisung volatiler Erneuerbarer Energien
sorgen. Damit sie den hiermit verbundenen – nicht zuletzt technischen – Heraus-
forderungen gewachsen sind, ist der Ausbau und die Modernisierung des Netzes
erforderlich.

Bedingt durch leere Staatskassen – als Folge der europäischen Wirtschafts- und
Finanz- bzw. Staatsschuldenkrise – kommt es allerdings zu bedeutenden Investiti-
onslücken, in die speziell solche Investoren aus Drittstaaten stoßen, für die auch
nationale Steuerungs- bzw. Partikularinteressen bei ihrer Investitionsentscheidung
eine wesentliche Rolle spielen.2 Das gilt umso mehr für hoheitlich gelenkte Inves-

1 Rede des EU-Kommissionspräsidenten Jean-Claude Juncker v. 13.09.2017 zur Lage der
Union, abrufbar unter: http://europa.eu/rapid/press-release_SPEECH-17-3165_de.htm.

2 Vgl. Lecheler/Germelmann, Zugangsbeschränkungen für Investitionen, S. 2 ff.



toren, die sich zunehmend und neben den altbekannten (Hedge-)Fonds3 in der EU
engagieren und nicht nur in sehr unterschiedlichen Formen auftreten, sondern sich
auch gemessen an ihrer Größe, Struktur oder den mit einer Beteiligung verfolgten
Absichten deutlich voneinander unterscheiden.

Die vorliegende Arbeit verfolgt das Ziel, zunächst die Gefahren zu verdeutlichen,
die speziell von hoheitlich kontrollierten Investitionen aus Drittstaaten in die eu-
ropäischen Energienetze ausgehen. Sie konzentriert sich im Hinblick auf den Ur-
sprung des Kapitals einerseits – vor dem Hintergrund einer groß angelegten Inves-
titionsoffensive im Rahmen der sogenannten „Neuen Seidenstraßen Initiative“ – auf
die Volksrepublik China sowie andererseits auf Russland, das als einer der wich-
tigsten Gaslieferanten und unmittelbarer Nachbar der Europäischen Union von be-
sonderer Bedeutung für die europäische Energieversorgungssicherheit ist.

Zwar bestehen bereits einige entweder sektorübergreifende oder aber speziell auf
den Energiesektor ausgerichtete Regelungsansätze zum Schutz vor drittstaatlichen
Investitionen oder werden zumindest diskutiert. Eine umfassende Untersuchung im
Rahmen dieser Arbeit wird allerdings zeigen, dass sie aufgrund ganz unterschied-
licher Defizite nicht ausreichend leistungsfähig sind, um den von strategisch moti-
vierten Beteiligungen ausgehenden Gefahren für die europäische Energieversor-
gungssicherheit – insbesondere wegen ihres hohen Stellenwertes für das Funktio-
nieren jeder modernen Gesellschaft – wirksam zu begegnen. Aufbauend auf den
herausgearbeiteten Schwächen der existierenden Vorschriften ergibt sich das Er-
fordernis eines leistungsfähigen Mechanismus zum Umgang mit drittstaatlichem
Kapital.

Als Vorbild dient hier die Struktur der europäischen Verordnung zur Schaffung
eines Rahmens für die Überprüfung ausländischer Direktinvestitionen in der Eu-
ropäischen Union4, die zu einemMechanismus weiterentwickelt wird, der durch die
Einbeziehung einer zusätzlichen europäischen Überprüfungsebene einerseits einen
wirksamen Beitrag zum Schutz der europäischen Versorgungssicherheit leistet und
dennoch den Vorgaben des Unions- sowie des internationalen Wirtschafts- bzw.
Wirtschaftsvölkerrechts genügt.

3 Von denen freilich auch Gefahren für die europäische Energieversorgungssicherheit
ausgehen können soweit „sehr kurzfristige Gewinninteressen (…) die Stabilität des Anlage-
objekts bedrohen“, Willems/Wolfers/Rau, 04.08.2008, Mehr Schutz vor ausländischen Inves-
toren?, S. 20.

4 Vgl. Verordnung (EU) 2019/452 des Europäischen Parlaments und des Rates v. 19.03.
2019 zur Schaffung eines Rahmens für die Überprüfung ausländischer Direktinvestitionen in
der Union, Abl. EU L-79 I/1 (i. F.: EU-Screening-VO).
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II. Gang der Untersuchung und Methodik

Die vorliegende Arbeit ist in fünf Teile gegliedert:

Teil A leitet allgemein in das Thema ein und beschreibt den Gang der Untersu-
chung.

Teil B beschäftigt sich mit den Ursachen des europäischen Investitionsdefizits
speziell im Bereich der Energieinfrastrukturen und beleuchtet unterschiedliche In-
vestoren, Investitionsarten und Investitionsziele sowie die jeweils von ihnen aus-
gehenden bzw. mit ihnen verbundenen Gefahren. Dabei beschränkt sich die Unter-
suchungmit Blick auf die Herkunft des Kapitals auf bestimmte Staaten, die entweder
über besonders finanzkräftige Investitionsvehikel verfügen oder aus anderen
Gründen besonders problematisch erscheinen.

Während zahlreiche Einrichtungen unterschiedlicher Sektoren5 grundsätzlich –
und auch nach der in dieser Arbeit zugrunde gelegten Definition – eine Kritische
Infrastruktur darstellen, beleuchten die hier vorgenommenen Untersuchungen spe-
ziell den Energiebereich und arbeiten in einem weiteren Schritt gerade die Ein-
richtungen heraus, mit denen im Energiesektor das größte Schädigungspotenzial
verbunden ist.

Teil C beschäftigt sich mit den auf unterschiedlichen Regelungsebenen bereits
existierenden Rahmenvorgaben im Umgang mit drittstaatlichem Kapital und setzt
sich mit Steuerungsansätzen auseinander, die in Wissenschaft und Politik diskutiert
werden. Die jeweiligen Ansätze werden auf ihre spezifischen Stärken und Schwä-
chen hin untersucht. Es soll gezeigt werden, dass die bislang existierenden oder
diskutierten Regelungsansätze den bestehenden Herausforderungen nicht gerecht
werden.

In Teil D werden dann die im vorherigen Verlauf der Arbeit herausgearbeiteten
Erkenntnisse zu einem kohärenten europäischen Ansatz im Umgang mit Investi-
tionen aus Drittstaaten weiterentwickelt und auf ihre rechtliche Umsetzbarkeit im
Hinblick auf Kompetenzfragen sowie ihre Vereinbarkeit mit Unions- und interna-
tionalem Wirtschafts- bzw. Wirtschaftsvölkerrecht untersucht.

5 Neben dem Energiesektor (einschließlich der Versorgung mit kritischen Ressourcen bzw.
Rohstoffen) kommen grundsätzlich als Kritische Infrastrukturen etwa noch die folgenden
Bereiche in Betracht: Verkehr, Wasser, Gesundheit, Kommunikation, Medien, Datenverar-
beitung oder -speicherung, Luft- und Raumfahrt, Verteidigung, Wahl- oder Finanzinfrastruk-
turen und sensible Einrichtungen sowie Investitionen in Grundstücke und Immobilien, die für
die Nutzung dieser Infrastrukturen von entscheidender Bedeutung sind sowie der Bereich der
Nahrungsmittelsicherheit und der Zugang zu sensiblen Informationen (einschließlich perso-
nenbezogener Daten), vgl. Art. 4 Abs. 1 EU-Screening-VO.
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